
Seite 1 von 1

Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung
An die 
Mitglieder
des Ausschusses für Soziales, Jugend und 
Gleichstellung

Geschäftsführung:

Telefon:
E-Mail:

Herr Peter Schmidt

06421 201-1505

peter.schmidt@marburg-stadt.de

Marburg, 07.02.2018

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich)

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung (öffentlich) 
der Stadtverordnetenversammlung am

Mittwoch, den 14.02.2018, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

lade ich Sie hiermit fristgerecht ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Eröffnung der Sitzung
2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 17.01.2018
3 Information und Austausch zum Sachstand Bundesteilhabegesetz (BTHG); Gast: Herr 

Wolfgang Urban, fib e.V.
4 Bericht "Sachstand, Ausbau und Perspektiven der Kindertagesbetreuung in der 

Universitätsstadt Marburg 2018 - 2020"
5 Anträge der Fraktionen
5.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine weiteren Abschiebungen nach 

Afghanistan und Pakistan
6 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen
gez.

Roland Böhm
Vorsitzender
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Niederschrift
Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung 

(öffentlich)
der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg

 Sitzungstermin: Mittwoch, 17.01.2018
 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr
 Sitzungsende: 17:50 Uhr

 Ort, Raum: Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 
Marburg

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
 Herr Roland Böhm - Marburger Linke

 reguläre Mitglieder
 Frau Alexandra Klusmann - SPD
 Herr Ulrich Severin - SPD
 Frau Marianne Wölk - SPD Vertretung für: Frau Bettina Böttcher
 Herr Winfried Kissel - CDU
 Herr Stephan Muth - CDU
 Frau Runhild Piper - CDU
 Herr Dietmar Göttling - B90/Die Grünen Vertretung für: Frau Dr. Christa Pera-

bo
 Frau Madelaine Stahl - B90/Die Grünen
 Frau Elisabeth Kula - Marburger Linke
 Herr Hanke Bokelmann - FDP/MBL Vertretung für: Herrn Dr. Hermann 

Uchtmann
 Frau Gabriele Mensing - BfM

 beratende Mitglieder
 Herr Dr. Michael Weber - Piratenpartei

 Entschuldigte Mitglieder

 reguläre Mitglieder
 Frau Bettina Böttcher - SPD - entschuldigt -
 Frau Erika Lotz-Halilovic - SPD - entschuldigt -
 Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen - entschuldigt -
 Herr Dr. Hermann Uchtmann - FDP/MBL - entschuldigt -
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Magistrat
Herr Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies
Frau Stadträtin Kirsten Dinnebier
Verwaltung

Frau Mösbauer, Herr Schmidt (Protokoll)

Seniorenbeirat

Frau Becker

Gäste

Herr Kling-Böhm

Protokoll:

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße  
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
Gegen die vorgeschlagene Tagesordnung werden keine Einwände erhoben.

zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 06.12.2017

Das Protokoll der vorhergehenden Sitzung wird in der vorliegenden Form genehmigt.

zu 3 Anträge der Fraktionen

zu 3.1 Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen betr. Einigung zur Trennungs-
rechnung und Weiterentwicklung der mittelhessischen Universitätsmedizin
Vorlage: VO/5664/2017

Herr Göttling erläutert die Vorlage für die antragstellende Fraktion.

Herr Severin macht folgenden Änderungsvorschlag: Ziffer 4 des Ausgangsantrages wird um 
folgende Formulierung ergänzt:

Um eine Umsetzung des Zukunftspapiers für die Weiterentwicklung der mittelhessi-
schen Universitätsmedizin zwischen dem Land Hessen und dem UKGM zu sichern und 
somit eine Arbeitsplatzsicherung für die Beschäftigten zu gewährleisten, müssen die 
folgenden Regelungen tarifrechtlich vereinbart werden: 

- Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen 
- Ein Ausgliederungsverbot für Betriebsteile 
- Die Übernahme der Auszubildenden am Ausbildungsort

Herr Göttling erklärt für die antragstellende Fraktion die Übernahme des Änderungsvor-
schlags; die  Ausschussmitglieder wünschen eine getrennte Abstimmung der einzelnen Punk-
te.
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Der Vorsitzende lässt über jede Ziffer getrennt abstimmen.

Ziffer 1:  wird bei Enthaltung der FDP/MBL einstimmig zur Annahme empfohlen.

Ziffer 2: wird mit den Stimmen der SPD, FDP/MBL, B90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der Marburger Linken bei Enthaltung der CDU mehrheitlich zur 
Annahme empfohlen.

Ziffer 3 : wird mit den Stimmen der SPD, B90/ DieGrünen gegen die Stimmen der 
Marburger Linke bei Enthaltung der CDU und FDP/MBL mehrheitlich zur 
Annahme empfohlen.

Ziffer 4: wird mit den Stimmen der SPD, B90/Die Grünen und Marburger Linke und 
bei Enthaltung von CDU und FDP/MBL einstimmig zur Annahme empfohlen.

Ziffer 5: wird mit den Stimmen der SPD und B90/Die Grünen gegen die Stimmen 
der Marburger Linke bei Enthaltung von CDU und FDP/MBL mehrheitlich zur 

Annahme empfohlen.

zu 3.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine weiteren Abschiebungen 
nach Afghanistan und Pakistan
Vorlage: VO/6018/2017

Der Vorsitzende informiert, dass ein Änderungsantrag der Fraktion B90/Die Grünen vorliegt:
Ziffer 2 wird nach dem Wort "Handlungsspielräume" wie folgt ergänzt:
...insbesondere die nach § 25 des Aufenthaltsgesetzes weiterhin...

Herr Göttling weist darauf hin, dass der Änderungsantrag auch in Ziffer 1 und 3 inhaltliche Kor-
rekturen macht. Der Ausgangsantrag und die vorgeschlagenen Änderungen werden ausführ-
lich diskutiert; Oberbürgermeister Dr. Spies beteiligt sich aus Sicht des Magistrats.

Im Anschluss an die ausführliche Diskussion erklärt Frau Kula für die antragstellende Fraktion 
die Zurückstellung.

zu 3.3 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Zukunft der ungenutzten Spielgeräte auf 
dem Gelände des ehemaligen "Camp Cappel"
Vorlage: VO/6020/2017

Herr Bokelmann erläutert für die antragstellende Fraktion.
Oberbürgermeister Dr. Spies spricht für den Magistrat und erklärt, dass bereits Gespräche mit 
dem Land Hessen geführt werden, um die neuwertigen Spielgeräte in Marburg weiter nutzen 
zu können.

Der Vorsitzende läßt nach kurzer Diskussion die Vorlage abstimmen.

Der Antrag wird einstimmig zur Annahme empfohlen.

zu 4 Verschiedenes

Herr Böhm weist darauf hin, dass in der nächsten Sitzung Herr Urban vom fib e.V. die Aus-
schussmitglieder zum BTHG informiert. Der angekündigte Bericht zum Ausbau der Kinderta-
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gesbetreuung wird ebenfalls in der Februar-Sitzung behandelt.

Abschließend macht Herr Böhm auf den Termin am 23.01.2018 aufmerksam, zu welchem die 
Ausschussmitglieder eingeladen sind, an der Beratung des Haushaltsentwurfes 2018 in ge-
meinsamer Sitzung mit dem Haupt- und Finanzausschuss teilzunehmen.

Marburg, 22.01.2018

Roland Böhm Herr Peter Schmidt
Protokoll
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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6036/2018
öffentlich
03.01.2018

Dezernat: III
Fachdienst: FB 5 Kinder, Jugend, Familie
Sachbearbeiter/in: Meyer, Werner

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Erörterung Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Bericht "Sachstand, Ausbau und Perspektiven der Kindertagesbetreuung in der 
Universitätsstadt Marburg 2018 - 2020"

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird gebeten,

1. den Bericht „Sachstand, Ausbau und Perspektiven der Kindertagesbetreuung in der 
Universitätsstadt Marburg 2018 – 2020“ zur Kenntnis zu nehmen und an den 
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung sowie die 
Stadtverordnetenversammlung weiterzuleiten,

2. dem in Kapitel 4.4 vorgeschlagenen Verfahren zur Erarbeitung und Vorlage von 
Indikatoren für eine sozial differenzierte Personalbemessung in Krippen und 
Kindertagesstätten zu zustimmen.  

Sachverhalt:

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 17. November 2017 (VO 5948/2017) beschlossen, 
dass der Magistrat im Dezember 2017 einen KiTa-Bericht auf der Grundlage der aktuell 
verfügbaren Kinderzahlen vorlegt, der stadtteilbezogen den Versorgungsstand sowie den bis 
2020 erwartbaren Bedarf und Vorschläge zur Bedarfsdeckung enthält. Ein Teil der enthaltenen 
Vorschläge wurde bereits von der StVV beschlossen. Der Bericht war am 14. Dezember 2017 
auf der Tagesordnung des Jugendhilfeausschusses und hat als Tischvorlage vorgelegen. Der 
JHA bittet um Weiterleitung an den Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung sowie 
die StVV.

Darüber hinaus hat die StVV beschlossen, dass die Frage der Qualitäts- und 
Personalbemessung stärker als bisher soziale Belastungen in den KiTas (z.B. Integration, 
Sprachförderung, Bildungs- und Teilhabebenachteiligung, Armut) berücksichtigt und die 
Personalausstattung stärker quartiers- und bedarfsbezogen differenziert wird. Sozialräumliche 
Bedarfslagen sollen angemessen durch „deutlich günstigere Personalschlüssel“ in der 
Personalausstattung berücksichtigt werden. Der FD Kinderbetreuung und die 

zu TOP 4
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Jugendhilfeplanung werden hierzu in einer Arbeitsgruppe Indikatoren für eine bedarfsgerechte 
Personalbemessung erarbeiten, die im 1. Halbjahr 2018 in die Gremien gegeben werden. Ziel 
ist einheitliche, verbindliche und transparente Indikatoren vorzulegen, die dann als neue 
„Marburger Standards“ Grundlage für die – dann je nach Bedarf differenzierte – 
Personalausstattung sein sollen. 

Mit dem Beschluss stimmt der Magistrat lediglich dem Verfahren zur Erarbeitung neuer 
Personalstandards zu, eine Entscheidung über die Indikatoren und eine geänderte und sozial 
differenzierte Personalbemessung wird nach deren Vorlage und Abstimmung in den Gremien 
getroffen.  

Finanzielle Auswirkungen:

Die finanziellen Auswirkungen einer indikatorengestützen Personalbemessung können erst 
nach Festlegung dieser Indikatoren und ihrer Konsequenzen für die Personalausstattung 
berechnet werden

Es wird gebeten, der Vorlage zuzustimmen.

Kirsten Dinnebier
Städträtin

Anlagen:
Bericht „Sachstand, Ausbau und Perspektiven der Kindertagesbetreuung in der 
Universitätsstadt Marburg 2018 – 2020“

zu TOP 4
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/6018/2017
öffentlich
13.12.2017

Antragstellende Fraktion/en: Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine weiteren Abschiebungen nach 
Afghanistan und Pakistan

Beschlussvorschlag:

1. Die Marburger Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, keine weiteren 
Abschiebungen nach Afghanistan und Pakistan durchzuführen. Es ist grausam, 
Menschen, die vor Krieg und Elend geflüchtet sind und sich hier ein neues Leben und 
einen neuen Beruf aufbauen, wieder in eine existenzbedrohende Situation zurück zu 
schicken.

2. Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, seine Handlungsspielräume 
zu nutzen, um Abschiebungen zu verhindern. 

3. Die Stadtverordnetenversammlung kritisiert insbesondere die Praxis, dass Termine in der 
Ausländerbehörde dazu genutzt werden, Menschen direkt abzuschieben.

Begründung:

Am 1. Dezember wurde wieder vom Frankfurter Flughafen aus eine Massenabschiebung von 
Menschen nach Afghanistan vorgenommen, die zum Teil schon Jahre in der Bundesrepublik 
leben. Am 6. Dezember wurde bekannt, dass ein Pakistani, der in seiner Heimat verfolgt wurde 
und seit Jahren in der Region lebt und eine Ausbildung macht, nach einem Beratungsgespräch 
abgeschoben wurde. Die geschilderten Umstände sind unmenschlich und entwürdigend. 
Menschen, die sich hier eine neue Existenz aufbauen, werden so  in lebensbedrohliche 
Situationen geworfen.  Dies sind zwei aktuelle Beispiele. Die Stadtverordnetenversammlung 
kann dem nicht wort- und tatenlos zusehen.

Renate Bastian Roland Böhm Tanja Bauder-Wöhr
Henning Köster-Sollwedel Elisabeth Kula Inge Sturm

zu TOP 5.1
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Jan Schalauske Jonathan Schwarz

zu TOP 5.1
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